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Wirtschaftspolitische Trends in Lateinamerika: 
Ende des Neoliberalismus?
Trends in Latin America’s Economic Policy: 
Th e End of Neo-Liberalism?
Joachim Becker*, Johannes Jäger o

Lateinamerika wird nunmehr durchwegs von linken bzw. sozialliberalen Regierungen do -
miniert. Hugo Chávez (Venezuela), Evo Morales (Bolivien), Michelle Bachelet (Chile), 
Luiz Inácio Lula da Silva (Brasilien) und Tabaré Vasquez (Uruguay) sind die weit über 
den Kon tinent hinaus bekannten Aushängeschilder. Sie gelten vielfach als Hoff nungs  trä  -
ger für Latein amerika und werden häufi g als Alternative zu neoliberalen Politikmustern 
gesehen. Schon wird auch die Frage nach dem Verfall neoliberaler Hegemonie (vgl. Bur-
chardt 2004, Boris et al. 2005) gestellt. Auch schwingt vielfach die Erwartung mit, dass die 
Ent  wicklungen in Lateinamerika über den Subkontinent hinaus Richtung weisend sein 
könnten. Gleichzeitig wird von konservativer Seite zum Teil die Befürchtung geäußert, 
dass sich der noch in den 1990er Jahren durchwegs vorhandene pro-US-amerikanische 
Kurs der meisten Staaten ändern und damit eine Reduktion des hegemonialen Einfl usses 
der USA einhergehen könnte. Für die Einschätzung der aktuellen Veränderungen werden 
in diesem Beitrag aufbauend auf einer kurzen Analyse historischer Entwicklungslinien die 
aktuellen Veränderungsprozesse in zentralen Politikfeldern analysiert.

Grundlagen neoliberaler Politikmuster

Der lateinamerikanische Subkontinent gilt nicht erst heute als neuer Hoff nungsträger für 
Alternativen zum Neoliberalismus, sondern spielte bereits bei der Durchsetzung neo libe raler 
Politiken eine internationale Vorreiterrolle. So wurde in Chile unter der Militärdik ta tur 
von Pinochet ab 1975 begonnen, systematisch ein monetaristisch  /neoliberales Programm 
zu im  plementieren. Auch in anderen Ländern, in denen häufi g rechtsgerichtete Militär-
dikta tu ren an der Macht waren, wurde – meist in weniger radikal ausgeprägter Form – ver-
sucht, neo liberale Ideen umzusetzen (vgl. Becker et al. 2003). Dies erfolgte in der Regel mit 
Bei fall und Unterstützung neoliberaler Th eoretiker wie Friedrich von Hayek oder Milton 
Fried man, die z. T. auch nicht davor zurückschreckten, den Militärdiktatoren einen Be -
such abzu statten und zur erfolgreichen Wirtschaftspolitik zu gratulieren. Der »neolibera-
len Kon ter revo lu tion« (Moulian 1997: 25 f.) war in vielen Fällen eine Zuspitzung sozialer 
Auseinanderset zungen im Kontext eines in den 1960er Jahren z. T. stagnierenden, auf den 
Bin  nen  markt hin orientierten Entwicklungsmodells vorangegangen. In Chile hatte sich 
die Unidad Popular 1970 bis 1973 sogar auf den parlamentarischen Weg zum Sozialismus 
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ge  macht – und wurde dann durch einen US-unterstützten Militärputsch ge  stürzt. Diese 
Phase des binnenmarktorientierten Modells war von Mitte der 1930er Jahre und in vielen 
Fällen bis in die 1960er Jahre hinein bezogen auf Wachstumsraten die bislang mit Abstand 
erfolg reichste Periode wirtschaftlicher Entwick lung in Lateinamerika (vgl. Maddison 2003). 
Ur  sachen für die später einsetzenden stagna  tiven Tendenzen lagen nicht zuletzt darin, dass 
die für eine Binnenmarktentwicklung not wen  dige Transforma  tion der Lohn arbeits ver hält -
nisse sowie eine entsprechende Einkommens  politik, die eine ausreichende Lohn ent wick-
lung sichern konnte, nur prekär durchgesetzt wur den. Der gesellschaftliche Konfl ikt um 
die weitere Ausrichtung des Entwicklungs modells wurde in vielen Fällen durch ein Ein-
schreiten des Militärs zugunsten der Kapital seite ent schie den. Ne  ben diesen internen Fak-
to ren waren auch externe Umstände für die breite Durch setzung akzen tuierter neolibe-
raler Politikmuster von entscheidender Bedeutung. Die durch die Hoch zinspolitik der 
USA ausgelöste Schuldenkrise 1981  / 82 führte dazu, dass den internationalen Finanz insti-
tu tionen – allen voran dem Internationalen Währungs  fonds (IWF) – eine drastisch hö -
here Bedeutung in der Politikformulierung zukam. Die Schul den krise wurde einseitig zu 
Gun sten der Gläu biger gelöst. Die Kosten der Anpassung wurden im Rah men von Struktur-
anpas sungsprogrammen auf Lateinamerika übertragen. Die Währun gen wurden abge-
wertet und zusätzlich wurde die Binnennachfrage erheblich gedrosselt, um Ex  port   über  -
schüsse zur Bedienung der sprunghaft gestiegenen Schulden last erzielen zu können. Über-
dies wurden staatliche Ausgaben – vor allem auch im Sozial bereich – reduziert, um ent-
sprechend Ressourcen für den Schuldendienst freizumachen (vgl. Jäger 2005). Das Ergebnis 
waren eine »verlorene Dekade«, mit einem Brutto inlands produkt (BIP) pro Kopf, welches 
1990 etwa zehn Prozent unter dem Wert von 1980 lag (CEPAL 2001: 69), und ein mas-
siver Transfer von fi nanziel len Ressourcen in die Zentrums staaten des Nordens (CEPAL 
2004: 35). Neben dem Wider stand gegen Militärdiktatu ren trug auch ihr off ensichtliches 
wirtschaftspolitisches Versagen zu ihrer Delegitimierung bei und begünstigte Re-Demokra -
tisierungsprozesse.

Im Kontext »paktierter Übergänge« wurde jedoch an den zugrunde liegenden neo-
liberalen Politikmustern zunächst nicht gerüttelt. Zu frisch war noch die Erinnerung an 
den blutigen Terror der Militärregime, dessen Wiederkehr befürchtet wurde. In den 1990er 
Jahren hatten sich die weltwirtschaftlichen Bedingungen – und damit die konkrete Aus-
richtung neoliberaler Politik – neuerlich gewandelt. Galt das Interesse des IWF in den 
1980er Jahren noch der Sicherstellung eines Ressourcentransfers in den Norden, so wurde 
nach der Behebung der akuten Schuldenkrise Lateinamerika wieder als »Emerging Market« 
entdeckt und eine entsprechend fl ankierende Wirtschaftspolitik – wie etwa eine enge Bin-
dung an den US-Dollar – propagiert. Ähnlich wie in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre 
kam es neuerlich zu einem Zustrom von spekulativem Kapital, aber auch verstärkt zu aus-
ländischen Direktinvestitionen. Überbewertete Währungen und Ungleichgewichte in der 
Leistungsbilanz gingen damit einher (vgl. CEPAL 2004). Bereits 1994 brach in Mexiko 
neuerlich eine Finanzkrise aus. Abwertungen und Krisen folgten dann ab 1998 in Brasilien, 
während in Argentinien und Uruguay der Ausbruch der Krise bis 2001  /02 hinausgezögert 
wurde, dieser dann aber mit einem Rückgang des BIP von ca. zwölf Prozent innerhalb 
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eines Jahres um so drastischer ausfi el. Diese neuerlichen wirtschaftlichen Misserfolge tru-
gen zu einer weiteren Legitimationskrise neoliberaler Politiken – und häufi g des politischen 
Systems insgesamt – bei (vgl. Becker /  Jäger 2005).

Damit war potenziell der Boden für alternative Politiken innerhalb und jenseits des 
Neoliberalismus bereitet. Auch die Angst vor einem neuerlichen Eingreifen des Militärs 
auf Seiten der Kapitalseite, um progressive Politiken zu verhindern, war geringer gewor-
den. Es wurde begonnen, einige Spitzen der Diktaturen vor Gericht zu stellen. Dies sig-
nalisierte, dass die Zeit reif war, mit neoliberalen Dogmen brechen zu können. Die Ent wick-
lungsdynamiken in den letzten Jahren sind in den einzelnen Ländern jedoch alles an dere 
als einheitlich. Grob können in Anlehnung an Petras (2006) drei Gruppen unterschieden 
werden. Erstens die Länder, in denen nach wie vor neoliberale Politikmuster dominieren. 
Dazu zählen Mexiko, die mittelamerikanischen Staaten, Kolumbien, Peru, Paraguay und – 
trotz sozialistischer Präsidentin – auch Chile. Zweitens eine Gruppe, in der versucht wird, 
neoliberale Politikmuster zum Teil zu überwinden, wozu Argentinien, Uruguay, Ekuador 
und Brasilien gehören. Eine dritte Gruppe umfasst nur zwei Länder, in denen prononcier-
ter vom Neoliberalismus abgegangen wird, nämlich Venezuela und Bolivien. Damit wird 
deutlich, dass trotz linker bzw. sozialdemokratischer Regierungen und einer z. T. stärker anti-
neoliberalen Rhetorik in wirtschaftspolitischen Kernfragen ein grundsätzliches Abrücken 
vom neoliberalen Kurs nicht die Regel, sondern eine Ausnahme darstellt. Den Ursachen 
dieser unterschiedlichen aktuellen Entwicklungen sowie ihrer gemeinsamen strukturellen 
Bestimmungsgründen wird im Folgenden anhand der Analyse zentraler Politikfelder nach-
gegangen.

Währungspolitik und Finanzsektor

Im Bereich des Finanzsektors lässt sich feststellen, dass seit Ende der 1990er Jahre vor allem 
in den von Finanzkrisen stärker erschütterten Staaten die Währung – oftmals stark – abge-
wertet und vielfach zu fl exibleren Wechselkursregimes übergegangen wurde. Argenti nien 
führte sogar milde Maßnahmen gegen kurzfristige, eher spekulative Kapitalzufl üsse ein 
(CEPAL 2005: 100). Dies reduzierte zwar die Anfälligkeit für spekulationsinduzierte grenz-
überschreitende Kapitalfl üsse, eine liberale Einbindung in internationale Finanzmärkte 
blieb jedoch in allen Ländern festgeschrieben. Lateinamerika ist nach wie vor ein attrak-
tiver Platz für Finanzanlagen und ausländische Direktinvestitionen, welche sich jedoch 
auf wenige Staaten wie Brasilien, Mexiko, Argentinien und Chile konzentrieren. Die peri  -
phere Einbindung Lateinamerikas in weltwirtschaftliche Zusammenhänge wird auch darin 
deutlich, dass aktive ausländische Direktinvestitionen im Vergleich zu den passi ven nur 
eine unwesentliche Rolle spielen. Neben früheren passiven ausländischen Direkt inves ti-
tio nen, die zu Gewinnrepatriierungen führen, sind es vor allem die private und staatliche 
Auslandsverschuldung, die dazu beitragen, dass der Nettoressourcentransfer von Latein-
amerika seit 1998 wieder deutlich negativ ist und sich im Jahr 2005 auf 10,9 Prozent der 
Exporte des Subkontinents belief (CEPAL 2005: 178, Tabelle A-13). Damit gehen den Län-
dern – wie schon bereits zuvor in der Dekade der 1980er Jahre – wesentliche Res sour cen 
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verloren. Vorherrschend ist auch bei jenen Ländern, bei denen in anderen Politik berei chen 
ein Abgehen von neoliberalen Politikmustern festzustellen ist, die Haltung, dass eine grund-
sätzliche Infragestellung der neoliberalen Ausrichtung im Finanzsektor nicht erfolgt. An der 
untergeordneten wirtschaftlichen Einbindung in liberalisierte internationale Finanzmärkte 
wird damit nicht gerüttelt. Über relativ hohe Zinsen, nicht über Kapitalverkehrskontrol-
len, wird versucht, Kapital im Land zu halten (Siscú et al. 2005: XLIV ). Das ist besonders 
augenfällig im Fall Brasiliens, dem Zinssatzrekordhalter mit einem Realzinssatz von 13,6 Pro-
zent (Oktober 2005; Araújo 2006: 91, Tabelle 6). Hohe Zinsen stellen, wiederum speziell 
in Brasilien, eine starke Belastung des Budgets dar (vgl. Carvalho 2005). Primärüberschüsse 
im Budget dienen vor allem dem Schuldendienst, andere Ausgaben müssen zurückstehen. 
Ausufernde Budgetdefi zite gehören weitgehend der Vergangenheit an (CEPAL 2005: 189, 
Tabelle A-25). Die Regierung Lula baute zumindest die Auslandsschuld deutlich von 214,9 
Milliarden US-$ im Jahr 2003 auf nur mehr 168,6 Milliarden US-$ im Januar 2006 ab 
(Araújo 2006: 60, Tabelle 3) und reduzierte so die externe Verwundbarkeit, die interne 
Staats schuld blieb hingegen ein gravierendes Problem. Um sich gewisse fi skalische Spiel-
räume zu erhalten, wählte die argentinische Regierung eine konfrontativere Taktik gegen-
über den Gläubigern und setzte nach dem Default in Verhandlungen eine substanzielle 
Schuldenreduktion durch (vgl. Becker /  Jäger 2005). Der Versuch des Aufbaus einer süd-
amerikanischen Entwicklungsbank (Banco del Sur) unter der Führung von Venezuela sowie 
die bilaterale Vergabe vergünstigter Kredite an »verbündete« Länder, wie z. B. Bolivien, stellt 
einen Abgang von neoliberaler wirtschaftspolitischer Praxis dar, bleibt jedoch eine Aus-
nah      me (vgl. Aguirre 2006).

Handelspolitik und regionale Integration

Während bezogen auf den Finanzsektor eine weitgehend einheitliche neoliberale wirtschafts-
politische Ausrichtung vorliegt, sind bei auf den produktiven Sektor bezogenen Politiken 
zumindest in Ansätzen unterschiedlichere Entwicklungspfade feststellbar. In den 1980er 
Jahren waren die Zollbarrieren bereits wesentlich reduziert worden. Auch dadurch ka  men 
die auf den Binnenmarkt hin orientierten Sektoren unter Druck und Deindustrialisie-
rungs prozesse waren die Folge. Regionale Integrationsprojekte – wie der 1991 gegründete 
Mer cosur (umfasste bei der Gründung Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay) – 
waren zunächst darauf ausgelegt, im Rahmen einer wechselkursbasierten Stabilisierungs poli -
tik Exportmöglichkeiten zu schaff en und damit das fi nanzbasierte Akkumulationsmodell 
abzustützen (Becker 2006a: 31). Zwischen 1990, dem letzten Jahr vor der Gründung des 
Mercosur, und 1997 wuchs der Anteil des intraregionalen Exportes am Gesamtexport der 
Mercosur-Länder von 8,9 Prozent auf 24,9 Prozent (Ffrench-Davis 2005: 191, Tabelle IV.3) 
Neben der regionalen Süd-Süd Integration kam es im Zuge der Errichtung des North At -
lan tic Free Trade Area (NAFTA) zur Durchsetzung eines Handelsabkommens zwischen 
Zentrum und Peripherie. Die USA waren bestrebt, diese Form im der Integration im Rah-
mens des Free Trade Area of the Americas (FTAA) auf ganz Lateinamerika auszudeh nen. 
Bislang gelang es, mittels einer Freihandelszone unter dem Titel Central American Free 
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Trade Agreement (CAFTA) wichtige Länder Mittelamerikas zu integrieren. Auch mit an -
de ren Ländern, wie etwa Chile, wurden bilaterale Verträge geschlossen bzw. werden Ver-
hand lungen angestrebt (z. B. mit Uruguay). Diese bilateralen Verträge gehen, ebenso wie 
NAFTA, CAFTA und FTAA, jeweils deutlich über die in der WTO vereinbarten Rege-
lungen hinaus und umfassen Kapitalschutzabkommen, strenger Patentschutzregeln etc. 
FTAA als Gesamtprojekt ist aufgrund der zu radikalen Forderungen der USA (unter gleich-
zeitiger Beibehaltung protektionistischer Praktiken) und des starken Widerstands inner-
halb einiger Länder mittlerweile auf Eis gelegt (vgl. Schmalz 2005). Bezogen auf Handel 
wie auf Direktinvestitionen ist die EU für den Subkontinent insgesamt sogar bedeuten-
der als die USA. So hat auch die EU bilaterale Freihandelsverträge mit einzelnen Ländern, 
wie z. B. Chile, geschlossen. Ebenso wurde mit dem Mercosur seitens der EU über ein Frei -
handelsprojekt verhandelt, wobei bislang nur relativ bescheidene Ergebnisse erzielt wer-
den konnten (vgl. Europäische Kommission 2006). Während der Mercosur im Zuge der 
wirtschaftlichen Krise seit Ende der 1990er Jahre und einseitiger Abwertungen und der 
damit hervorgerufenen Ungleichgewichtige im Handel zwischen den Ländern relativ unter 
Druck gekommen war, zeigten sich ab 2003 eine ganz leichte Wiederbelebung des intra-
regionalen Exportes, der aber 2004 immer noch nur 12,9 Prozent des Gesamtexportes der 
Mercosur-Länder ausmachte (Ffrench-Davis 2005: 191, Tabelle IV.3), sowie eine Stär kung 
der politischen Strukturen (vgl. Becker 2006a). Allerdings gibt es innerhalb des Mer co sur 
erhebliche Spannungen, die mit der Asymmetrie der Handelsbeziehungen und der Mar gi-
na lisierung der kleinen Länder zusammenhängen. Dies motivierte die uruguayische Links -
regierung, bilaterale Verhandlungen mit den USA über ein Freihandelsabkommen ins Auge 
zu fassen (vgl. Becker 2006b). Mittlerweile hat sie dieses Vorhaben unter dem Druck inne -
rer Opposition sowie der Mercosur-Partner abgeschwächt. Einen Keil hat die Frei han dels -
 politik der USA auch in die Comunidad Andina de Naciones (CAN) getrieben. Hier trat 
Venezuela im Frühjahr 2006 aus, als andere CAN-Mitglieder Venezuela diskriminierende 
Freihandelsabkommen mit den USA schlossen. Stattdessen orientierte sich Venezuela auf 
den Mercosur um. Mit dem Vollbeitritt Venezuelas am 4. Juli 2006 erlangte dieses Inte-
grationsprojekt eine neue politische Dynamik. Grundsätzlich wird jedoch – auch in den 
Ländern mit relativ prononcierter anti-imperialer Rhetorik – an der weitgehend freien Welt-
 marktintegration nicht prinzipiell gerüttelt. Vielfach ist dies auch nicht möglich, wurden 
doch im Zuge des »neuen Konstitutionalismus« (Gill 1995: 412 ff.) neoliberale Regeln im 
Rahmen der WTO oder von bilateralen Verträgen institutionell fest verankert. Dennoch 
wurden auch Strategien verfolgt, die trotz der liberalen internationalen Rahmenbedingungen 
stärker auf die Entwicklung produktiver Sektoren oder die öff entliche Aneignung von 
Ge  winnen aus der Produktion lokal vorhandener Ressourcen abzielten. Dazu zählen etwa 
die Restrukturierung im verstaatlichten Bereich des Erdölsektors in Venezuela und die 
höhere Besteuerung des Erdgassektors in Bolivien. Darüber hinaus gab es z. B. in Argen ti-
nien, Bra silien und Venezuela Bestrebungen, die nicht-gewinnorientierte solidarische Öko-
no mie zu fördern (vgl. Auinger 2005). Insgesamt lässt sich jedoch eine nennenswerte ko -
hä rente Entwicklungs- und Industriepolitik kaum ausmachen. Auch die zum Teil wieder 
gestiegenen Wachstumsraten seit 2003 basieren weniger auf einer dynamischen Akku mu -
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lation, sondern zeigen einerseits die Erholung aus tiefen Krisen und hängen andererseits 
wesentlich mit gestiegenen Weltmarktpreisen wichtiger Exportgüter zusammen (CEPAL 
2005: 34 ff.). Die belebende Wirkung des Exportsektors auf die Gesamtwirtschaft war aller-
dings aufgrund der schwachen Linkages und der relativ geringen Beschäftigung in den 
Export branchen gering (Ffrench-Davis 2005: 182).

Sozialpolitik und Arbeitsbeziehungen

Im Zuge neoliberaler Politiken hatten sich seit Beginn der 1980er Jahre die Ungleichhei-
ten weiter zugespitzt. Dies war von einer substanziellen Veränderung des Lohnverhältnis-
ses und der Sozialpolitik begleitet gewesen. Das Lohnverhältnis wurde vielfach wesentlich 
de    reguliert. Gleichzeitig wuchs im Kontext von Deindustrialisierung und hoher Arbeits-
losig keit auch der informelle Sektor stark an (vgl. Dombois /  Imbusch 1997). Der Anteil 
der Sozialausgaben am BIP sank ebenso. Während in den 1980er Jahren das Credo in der 
Sozialpolitik noch »Ausgabenkürzung« lautete, wurde in den 1990er Jahren unter dem Titel 
»Armutsbekämpfung« und steigender internationaler Mittel im Rahmen von Sozialfonds 
dieser Politikbereich erheblich umgestaltet. Im Kern stand dabei in vielen Fällen auch eine 
Transformation des Pensionssystems mit der Einführung von Komponenten des Kapital -
deckungsverfahrens (vgl. Jäger 2002). An der neoliberalen Grundausrichtung der Sozial-
politik wurde auch in der jüngsten Krise nicht gerüttelt. Es gab zwar einige fortschrittliche 
Adaptionen im Arbeitsrecht, so z. B. in Chile. Die neoliberale Ausgestaltung des Lohn  ver-
 hält nisses wurde damit allerdings – mit Ausnahme Uruguays – nicht grundsätzlich an  -
ge tastet. Auch vor dem Hintergrund des hohen Informalisierungsgrades sind diese Ver än-
derungen nur von beschränkter Bedeutung. In Brasilien sind die Entwicklungen im So -
zialbereich zumindest als ambivalent einzuschätzen. Einerseits wurde im Pensionsbereich 
weiter das Leistungsniveau für die öff entlich Bediensteten verringert, andererseits wurden 
mit dem Programm »Null-Hunger« die Unterstützungsleistungen an die ärmsten Bevöl-
kerungsgruppen systematisch ausgeweitet. Allein das Programm »Bolsa Familia« erreichte 
2005 8,7 Millionen Familien. Insgesamt gab die brasilianische Regierung von 2003 bis 2005 
im Schnitt 2,58 Prozent des BIP für Einkommenstransfers an die ärmste Bevölkerung aus 
(Mercadante 2006: 122 f.) – die Zinszahlungen auf die öff entliche Schuld beanspruchten 
hingegen im selben Zeitraum im Schnitt 7,7 Prozent des BIP (Araújo 2006: 104). Ähnlich 
wie in Brasilien ist die Sozialpolitik in Uruguay ausgerichtet, während die Sozialtransfers an 
Arbeitslose in Argentinien nicht zuletzt der Stärkung der Klientelbeziehungen des peronis-
tischen Parteiapparates dienen. Ein besonders starker Ausbau der Sozialprogramme erfolgte 
in Venezuela. Schwerpunkte lagen dabei im Gesundheitsbereich sowie in der Alphabe tisie-
rung und im Bildungssektor. Auch dort wurde versucht, die ärmsten Bevölkerungs grup-
pen zu erreichen. Zur Finanzierung der Expansion im Sozialbereich konnte auf die für die 
Staats kasse so wichtigen und stark gestiegenen Öleinnahmen zurückgegriff en werden. Bra-
silien, Uruguay und Venezuela zeichnen sich durch systematischen Charakter ihrer Sozial-
politik aus. Doch sind auch sie insofern an den liberalen Mainstream anschlussfähig, als 
sie – vielleicht mit Ausnahme Uruguays – weniger auf ein universelles Sozialmodell als auf 
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Hilfe abstellen, die auf die Ärmsten fokussiert (vgl. Jäger 2005). Für die Lebensverhältnisse 
der Ärmsten bedeutet dies in Brasilien oder Venezuela eine fühlbare Verbesserung. Es ver-
bes serte sich allerdings primär ihre Einkommenssituation bzw. ihre infrastrukturelle Ver-
sor gung, aber es vermehrten sich kaum ihre Erwerbschancen. Insoweit die Beschäftigung 
zu  letzt durch den Konjunkturaufschwung anstieg, kam dies oft eher besser ausgebilde-
ten Arbeitskräften zugute.

Schlussfolgerungen

Die Analyse zentraler Politikbereiche zeigt, dass die in den Medien verbreiteten Hoff  nun-
gen bzw. Befürchtungen bezüglich der Entwicklungen in Lateinamerika häufi g zu Über-
schätzungen führen. In den meisten Ländern wird trotz der sich seit den 1980er Jahren 
weitgehend krisenhaft entwickelnden Wirtschaft an den im Zuge der Schuldenkrise durch-
gesetzten neoliberalen Politiken festgehalten. Die wirtschaftliche und soziale Bilanz der 
letzten zweieinhalb Jahrzehnte ist negativ. Das BIP pro Kopf lag 2004 real (in US-$ von 
1995) gerade einmal um 6,1 Prozent höher als 1980, die Löhne waren geringer als 1980 
und die Armutsrate lag mit 42,9 Prozent sogar noch etwas höher als jene von 1980, die 
40,5 Pro  zent betragen hatte. Die absolute Zahl der Armen stieg in diesem Zeitraum sogar 
von 136 Millionen auf 222 Millionen (Ffrench-Davis 2005: 20, Tabelle 2). In den letzten 
Jahren haben die katastrophalen Verschlechterungen der Lebensbedingung für große Teile 
der Bevölkerung zu einer Krise der politischen Legitimation geführt. Dies hat in vielen 
Fällen zur Abwahl traditioneller Politiker|innen und zum Aufstieg linker bzw. sozial demo  -
kratischer Regierungen beigetragen. Häufi g ist jedoch eine deutliche Diskrepanz zwischen 
fortschrittlicher Rhetorik und politischer Praxis feststellbar. Insbesondere im Be  reich der 
Wirtschaftspolitik wird an der neoliberalen Grundausrichtung in der Budget- und Geld-
politik, aber auch in der Handelspolitik in der Regel nicht gerüttelt. Geändert hat sich viel-
fach die Wechselkurspolitik. Abwertungen haben den Resten der binnenmarkt orientierten 
Industrie sowie dem Exportsektor eine Atempause verschaff t. Die untergeordnete wirt-
schaftliche Eingliederung unter die von den USA und der EU vorgegebenen – und häu-
fi g über internationale Finanzinstitutionen vermittelten – internationalen Bedin gungen 
wird nicht prinzipiell in Frage gestellt. Dennoch zeigen sich viele Regierungen in den Ver-
handlungen, die eine vertiefte liberale Integration mit den USA oder der EU festschreiben 
sollen, deutlich zögerlicher als noch in den 1990er Jahren. Ebenso werden zum Teil sek-
torale Politiken, z. B. bezogen auf die Solidarökonomie, umgesetzt. Auch im Bereich der 
Regulierung der Arbeitsbeziehungen und der Sozialpolitik gibt es zum Teil einige Adap-
tierungen. Einzig in Venezuela – allerdings auch erst seit Ende 2001, also fast drei Jahre 
nach dem Regierungsantritt von Chávez (Lander 2005: 1174 ff.) – und in Bolivien gibt 
es erste Anzeichen für einen möglichen deutlicheren Bruch mit dem neoliberalen Ord -
nungs rahmen. Druck von unten hat zwar Regierungswechsel hervorgerufen, doch bleibt 
der Kurswechsel bestenfalls partiell. Die über mehr als zwei Jahrzehnte festgeschriebenen 
neoliberalen Institutionalisierungen weisen eine große Beharrungskraft auf. Dennoch dür -
fen zahlreiche unterschiedliche emanzipatorische Ansätze und Auseinandersetzungen und 
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ihre Bedeutung für die lateinamerikanische Realität nicht vernachlässigt werden (vgl. Auin-
ger et al. 2005), auch wenn diese bislang kaum zu substanziellen Veränderungen auf der 
Makroebene geführt haben.
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Lost Generation – Österreichische Pionierinnen der 
Nationalökonomie
Lost Generation – Austrian Female Pioneers of Economics
Gabriele Michalitsch*, Christa Schlager o

Androzentrismus und Maskulinismus durchziehen die Geschichte der Ökonomik seit Adam 
Smith, dessen Synthese zeitgenössischen politökonomischen Denkens im Wohlstand der 
Nationen (1776) als Geburtsstunde der modernen Nationalökonomie gilt, und sedimen-
tierten in ihren Fundamenten, in Gegenstandsbereich und Denkweise, Begriff en und Kate-
go   rien (vgl. Pujol 1992, Groenewegen 1994). Die »männliche« Disziplin entwickelte je  nes 

 * Universität Graz.
 o Arbeiterkammer Wien.


